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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Questions de constitution

Nachdem er im August bereits einige Teilaspekte bekanntgegeben hatte, stellte der
Bundesrat Ende November seine Botschaft zur Totalrevision der Bundesverfassung
vor. Den Räten wird die Vorlage in drei Bundesbeschlüssen unterbreitet: der
Nachführung des bestehenden Verfassungstextes und den Reformen von Volksrechten
und Justiz. Bei ersterer handelt es sich um Anpassungen veralteter
Verfassungsbestimmungen an die heutige Verfassungswirklichkeit, die Übernahme
grundlegender Bestimmungen auf Gesetzesebene und von ungeschriebenem
Verfassungsrecht in die Bundesverfassung sowie die Schliessung von Lücken. Dazu
gehören etwa internationale Konventionen zum Schutz der Menschenrechte, oder vom
Bundesgericht anerkannte ungeschriebene Grundrechte wie das Recht auf
Existenzsicherung. Auch die anderen der neu in die Verfassung aufgenommenen
Sozialziele enthalten nichts grundlegend Neues. Ausserdem schreibt die neue
Verfassung den Vorrang der privaten Verantwortung bei der Sicherung der materiellen
Existenz fest. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 19.11.1996
DIRK STROHMANN

Am 5. Dezember stellten die Büros beider Räte die vorbereitenden
Verfassungskommissionen zusammen. Sie werden von Ständerat Rhinow (fdp, BL) und
Nationalrat Deiss (cvp, FR) präsidiert. Eine Woche später nahmen die Kommissionen
ihre Arbeit auf. Die Beratungen sollen bis Ende 1997 abgeschlossen sein, damit die
Ratsplena die Vorlage im Jubiläumsjahr 1998 abschliessend behandeln können. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 05.12.1996
DIRK STROHMANN

Das Parlament wird sich erst 1998 mit der Totalrevision der Bundesverfassung
auseinandersetzen. Bereits im Berichtsjahr regelte es aber eine Verfahrensfrage für die
Durchführung der Volksabstimmungen zu dieser Reform. Die Verfassungskommission
des Nationalrats hatte dazu mit einer parlamentarischen Initiative zwei nur für diese
Totalrevision gültige Neuerungen beantragt. Die erste sieht vor, dass dem Volk nicht nur
ein einziger Entwurf, sondern gleichzeitig auch Varianten zu einzelnen Bestimmungen
vorgelegt werden können. Damit soll einerseits der Gestaltungsspielraum der Bürger
ausgedehnt werden, vor allem aber soll vermieden werden, dass die ganze Revision der
Opposition zu einer einzelnen Bestimmung zum Opfer fällt. Innerhalb eines
Revisionspaketes sollen aber höchstens zu drei Bestimmungen Varianten vorgelegt
werden dürfen. Die zweite Neuerung soll dem Parlament erlauben, zu wichtigen
Grundsatzfragen bereits vor dem definitiven parlamentarischen Entscheid eine
Volksabstimmung (auch mit eventuellen Varianten) durchzuführen, deren Ergebnis dann
für das Parlament verbindlich ist. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 27.05.1997
HANS HIRTER

Die SVP, die FDP und die FP bekämpften im Nationalrat diese Vorschläge mit dem
Argument, dass sich damit das Parlament aus der Verantwortung schleiche. Zudem
werde damit für den Bürger der Entscheid nicht erleichtert. Da er bei gleichzeitiger
Abstimmung über die Varianten und die Gesamtvorlage nicht wisse, wie letztere dann
definitiv aussieht, könne er diese gar nicht beurteilen. Auch Bundesrat Koller äusserte
sich eher skeptisch zu Variantenabstimmungen. Seiner Meinung nach sollen sich solche
auf jeden Fall auf politisch wenig umstrittene Fragen im Bereich der
Verfassungsnachführung beschränken. Bei wichtigen inhaltlichen Entscheiden im
Bereich der materiellen Verfassungsreform (z.B. der Erhöhung der
Unterschriftenzahlen) bestünde laut Koller die Gefahr, dass eine Mehrheit das ganze
Paket ablehnen würde, um auf jeden Fall nicht zu riskieren, dass eine missliebige
Neuerung in Kraft tritt. Der Nationalrat beschloss mit 95 zu 45 Stimmen, auf die
Vorlage einzutreten. Bei der Detailberatung dieser neuen Regelung im
Geschäftsverkehrsgesetz konnte sich der von der Ratslinken bekämpfte
Kommissionsantrag durchsetzen, dass bei Variantenfragen zu Themen, die in der
bestehenden Verfassung bereits geregelt sind, immer dieser alte Verfassungstext einer
neuen Regelung gegenüberzustellen sei. Nicht zulässig soll es in diesen Fällen sein, zwei
unterschiedlich weit gehende Neuerungen einander gegenüber zu stellen. Die

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 27.11.1997
HANS HIRTER
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Befürworter dieser Lösung begründeten ihren Entscheid damit, dass sonst die
Befürworter des Status quo ihre Meinung nur durch eine Ablehnung der ganzen Vorlage
ausdrücken könnten. 4

Die Verfassungskommissionen der beiden Parlamentskammern, welche sich im
Dezember des Vorjahres konstituiert hatten, nahmen Ende Januar die parallel geführte
Beratung der drei Vorlagen zur Verfassungsrevision («Nachführung», «Volksrechte»
und «Justizreform») in Angriff. Beide hiessen grundsätzlich das bundesrätliche Konzept
gut. Während das Eintreten auf die Nachführung unbestritten war, zeigten sich beim
Paket «Reform der Volksrechte» bereits zu Beginn grundlegende Differenzen, welche
ihren Grund vor allem im Vorschlag der Erhöhung der Unterschriftenzahlen für Initiative
und Referendum hatten. Die nationalrätliche Kommission fällte zwar auch diesen
Eintretensbeschluss einstimmig, sieben der 39 Mitglieder enthielten sich aber der
Stimme. Angesichts der Umstrittenheit dieses Pakets konzentrierten sich beide
Kommissionen während des Berichtsjahres auf die beiden anderen Vorlagen (A
«Nachführung» und C «Justizreform»), welche sie am 21. (nationalrätliche Kommission)
resp. 27. November (ständerätliche Kommission) verabschieden konnten. Sie hielten
damit bei diesen beiden Teilen die terminlichen Vorgaben des Bundesrates ein. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.11.1997
HANS HIRTER

Der Ständerat trat auf diese Vorschläge ebenfalls ein. Er lehnte aber den Beschluss des
Nationalrats ab, dass bei Varianten immer die alte Verfassungsbestimmung einer
Neuerung gegenübergestellt werden muss. Kommissionssprecher Rhinow (fdp, BL)
argumentierte damit, dass es sonst unmöglich wäre, dort wo Konsens über eine
Innovation besteht, das Volk mit einer Variantenabstimmung über das gewünschte
Ausmass dieser Innovation entscheiden zu lassen. Der Nationalrat übernahm diesen
Beschluss diskussionslos. 6

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 19.12.1997
HANS HIRTER

Das Parlament nahm diskussionslos die letzten technischen und redaktionellen
Änderungen von Gesetzen vor, um diese formal an die neue, auf den 1. Januar 2000 in
Kraft gesetzte Bundesverfassung (BV) anzupassen. Mit dem Einverständnis des
Bundesrates überwies der Ständerat eine Empfehlung Büttiker (fdp, SO; E 00.3109), die
neue Verfassung mit Hilfe eines Inhaltsverzeichnisses und eines
Sachstichwortregisters benutzerfreundlicher zu gestalten. Die zum
Totalrevisionsvorhaben gehörende Justizreform konnte, wenn auch in weniger
ambitiöser Form als ursprünglich geplant, mit der Annahme in der Volksabstimmung
vom 12. März ebenfalls abgeschlossen werden. 7

AUTRE
DATE: 23.06.2000
HANS HIRTER

1) BBI, 1997, I, S.1 ff.
2) Presse vom 6.12. und 13.12.96.
3) BBI, 1997, III, S. 1321 ff.; BBI, 1997, IV, S. 1601 ff.
4) BBl, 1998, I, S. 364 ff.
5) BBI, 1998, I, S. 364 ff.; NZZ, 29.1. und 3.2.97
6) AB NR, 1997, S. 1806 ff.; AB NR, 1997, S. 2626 f.; AB NR, 1997, S. 2911 f.; AB SR, 1997, S. 1170 ff.; AB SR, 1997, S. 1374; BBl, 1997,
IV, S. 1610 f.
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